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Anhörung „Mobilfunk“ am 2. Juli 2001

Gemeinsamer Fragenkatalog
A
Stand der Einrichtung und Entwicklung der Mobilfunknetze
1.
Wieviele Mobilfunkanlagen stehen derzeit in Deutschland, wieviele werden bis zum Jahre 2005/2010  im Zuge der Einrichtung des UMTS-Standards hinzukommen? (getrennt nach Antennen/Anlagen/Standorten)
2.
Für welchen Zeitraum ist Ihrer Meinung nach mit einem Parallel-Betrieb der D- und E-Netze mit dem neu zu errichtenden UMTS-Netz zu rechnen und wieviele Basisstationen werden in dieser Zeit – verglichen mit heute ca. 34.000 Sendern – in Betrieb sein? (getrennt nach Antennen/Anlagen/Standorten)

3.
Welche Summen wurden bisher in den Aufbau der Mobilfunknetze in der Bundesrepublik investiert und in welcher Höhe bewegen sich die in absehbarer Zeit geplanter Investitionen

•
in den weiteren Ausbau der GSM-Netze und 

•
in den Neuaufbau der UMTS-Infrastruktur?

4.
Wie viele Arbeitsplätze hängen von

•
der Herstellung der Mobilfunktechnik (Netze, Endgeräte)

•
dem Betrieb von Netzen und Diensten derzeit ab und welche Entwicklung ist unter gleichbleibenden Bedingungen zu erwarten?

5.
Welcher zusätzliche Aufwand bei den Netzbetreibern entstehen, wenn immissionsschutzrechtliche oder baurechtliche Regelungen im Sinn des Gesundheitsschutzes verändert werden? In welcher Relation stehen die Kosten zur Dimension solcher Veränderungen, etwa bei Grenzwerten oder Schutzbestimmungen?

6.
Würden Veränderungen beim Immissionsschutz Eingriffe in Eigentumsrechte oder nachträgliche Veränderungen von Lizenzbedingungen bedeuten und wären solche Veränderungen rechtlich begründbar und durchsetzbar? Entstünden Schadensersatzansprüche?

7.
Welche Kosten und Belastungen entstehen aus den bereits vorhandenen Akzeptanzproblemen ein Aufbau von Mobilfunknetzen und welche Kosten und Risiken sind zu erwarten, falls es nicht gelingt, mehr Akzeptanz für diese Technologie herzustellen und Ängste abzubauen?

8.
Welcher Mehraufwand bzw. welche Einsparungen würden sich Ihrer Meinung nach aus neuen Konzepten beim Aufbau der Mobilfunknetze im Umgang mit Kommunen und Bürgern ergeben, etwa durch mehr Transparenz, Runde Tische, Bürgerbeteiligung, längerfristige Planung und Koordination gemeinsam mit den zuständigen Behörden?

9.
Welchen Erfolg versprechen Sie sich von einer verstärkten gemeinsamen Infrastrukturnutzung bei Mobilfunkanlagen (Infrastruktur-Sharing) durch die Netzbetreiber hinsichtlich Kosteneinsparung und Minimierung gesundheitlicher Risiken? Welche Chancen und Grenzen sehen Sie für diesen Ansatz gemeinsamer Infrastrukturnutzung?

10.
Worauf führen Sie es zurück, dass die Prognosen über die Marktentwicklung in der Mobilfunkbranche in den letzen Monaten deutlich ungünstiger ausfielen und welche Konsequenzen sind daraus zu ziehen?

B
Stand des derzeitigen Regelungs- und Genehmigungsverfahrens (incl. der Darstellung von Konfliktfeldern und möglichem Regelungsbedarf)

1.
Halten Sie die bisherige Anzeigepflicht der Mobilfunkbetreiber auch bei erweiterten Anzeigefristen für ausreichend? Oder wäre nicht eine Benehmen- oder gar Einvernehmen-Herstellung mit der Kommune notwendig? Wie sollte der Landschaftsschutz sichergestellt werden?

2.
Unter welchen Umständen sind auch bereits installierte oder in Betrieb genommene Mobilfunkanlagen rechtlich angreifbar?

3.
Wie beurteilen Sie in diesem Zusammenhang das Auskunftsgebaren der Regulierungsbehörde für Post und Telekommunikation?

4.
Welche Möglichkeiten der Beteiligung von betroffenen Gemeinden und Kommunen bei der Aufstellung von Mobilfunk-Sendeanlagen schlagen Sie vor? Wo wären ggf. die entsprechenden Regelungen zu treffen? Nennen Sie bitte auch jeweils die Vor- und Nachteile.

5.
Welche Möglichkeiten sehen Sie, den Anwohner- und Nachbarschaftsschutz bei der Aufstellung von Basisstationen des Mobilfunks zu stärken? Sollten Bürgerinitiativen beteiligt werden, und wie könnte diese Beteiligung organisiert werden?

6.
Halten Sie den baurechtlichen Ausweis von senderfreien Schutzgebieten für rechtlich möglich, und wenn ja: Wie würden Sie diese „sensiblen Gebiete“ definieren? Könnten dies z.B. Kindereinrichtungen, Krankenhäuser und Altenheime sein?

7.
Halten Sie ein immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren für neue Anlagen/Standorte für sinnvoll? Halten Sie es auch unter dem Aspekt für sinnvoll, dass eine Genehmigung nach allgemeinrechtlichen Prinzipien immer dann zu erteilen wäre, wenn die rechtlichen Vorgaben der 26. BImSchV eingehalten werden? Welche Alternativen wären denkbar?

8.
Welche bundesbaugesetzlichen Maßnahmen sind zur Stärkung der Kommunen und des Gesundheitsschutzes zu ergreifen (neben immissionsschutzrechtlichen)?

9.
Wie bewerten Sie die Ergebnisse der Runden Tische von Mobilfunkbetreibern, Kommunen und Anwohnern im Sinne der Regeln einer ergebnisoffenen Meditation? Haben diese Runden Tische in der Regel oder nur ausnahmsweise zu Standort-Alternativen geführt?

10.
Wie beurteilen Sie den Vorschlag, im Internet die Daten der Sendeanlagen wie die Sendeleistung, die Antennenausrichtung, die Antennenhöhe, die Angabe des Betreibers etc. und den von der RegTP festgesetzten Sicherheitsabstand zu veröffentlichen?

11.
Welche Regelungen sind denkbar und notwendig, damit Mobilfunkbetreiber bestehende bzw. noch zu errichtende Mobilfunkanlagen im Sinne geringstmöglicher Strahlungsintensität gemeinsam nutzen können?

C
Stand von Wissenschaft und Forschung im Zusammenhang mit den medizinischen und Umweltrisiken

1.
Wie bewerten Sie den Anspruch auf körperliche Unversehrtheit von Nicht-Mobilfunknutzern, die ihre Strahlenbelastung durch Mobilfunk nicht verursachen, in Abwägung zum Anspruch flächendeckender Mobilfunkkommunikation der Handy-User?

2.
Gibt es in der aktuellen Forschung 

a)
wissenschaftliche Nachweise über Gesundheitsbeeinträchtigungen?

b)
einen wissenschaftlich begründeten Verdacht auf Gesundheitsbeeinträchitgungen, oder

c)
lediglich wissenschaftliche Hinweise auf Gesundheitsbeeinträchtigungen?

durch elektromagnetische Strahlungen von Mobilfunkanlagen, Mobilfunktelefonen und Schnurlostelefonen nach DECT-Standard, nach denen eine Absenkung der geltenden Grenzwerte angezeigt ist? (mit Quellenhinweis)

3.
Gibt es Studien über Langzeitauswirkungen?

4.
Wurden synergistische Effekte untersucht?

5.
In welcher Weise ist der SAR-Wert wissenschaftlich belegt, und werden Langzeitwirkungen berücksichtigt?

6.
Wie beurteilen Sie die in mehreren Studien beschriebenen Effekte auf das genetische Material, wie z.B. Strangbrüche in Nukleinsäuren?

7.
Wie beurteilen Sie die beschriebenen zellulären Effekte am Immunsystem?

8.
Wie beurteilen Sie die beschriebenen Veränderungen der Permeabilität der Blut-Hirn-Schranke?

9.
Wie beurteilen Sie das „Salzburger Modell“?

10.
Gibt es  Forschungsergebnisse, die die Beurteilung der gesundheitlichen Risiken als Folge der Strahlenbelastung durch Mobilfunk (Basisstationen bzw. Handy-Nutzung) für Kinder und Jugendliche zulassen?

11.
Inwieweit ist das Phänomen der „Elektrosensibilität“ mit dem des Multiplen Chemikalien-Syndrom (MCS) vergleichbar? Wenn es gegen Umwelteinflüsse besonders sensibilisierte Bevölkerungsgruppen gibt,

a)
welche Folgen wären dann daraus für die Politik zu ziehen?

b)
welche Synergismen wären dann aus der Gesamtbelastung durch Haushaltsgeräte, aber auch durch neue Techniken, wie z.B. der Entwicklung der Kommunikationsübertragung (z.B. Internet), über an sich niederfrequente Stromleitungen schlusszufolgern?

12.
Wie bewerten Sie die Ergebnisse der Michaelis-Studie, wonach ein statistischer Zusammenhang zwischen Leukämie-Fällen bei Kindern im Alter von bis zu fünf Jahren und Magnetfeldstärken von mehr als 0,2 µT besteht, und halten Sie Mobilfunksender für eine mögliche Quelle derartiger Magnetfeldstärken?

13.
Wie interpretieren Sie das Ergebnis der „Rinder-“ oder „Schnaitsee-Studie“, wonach

a)
lt. Abschlussbericht eine Gesundheitsgefährdung durch Mobilfunk weder auszuschließen noch anzunehmen ist?

b)
man von dem Anfangsverdacht einer Missbildung von Kälbern nahe massiver Konzentration von Mobilfunksendern ausgegangen ist und im Ergebnis durchaus Verhaltensauffälligkeiten bescheinigt wurden?

14.
Wie beurteilen Sie die aktuelle Studie des Ecolog-Instituts im Auftrag von T-Mobil aus wissenschaftlicher Sicht und im Hinblick auf die dort empfohlenen Grenzwerte?

15.
Wie bewerten Sie die Forderungen der „Independent Expert Group on Mobile Phones“ unter Sir William Stewart, wonach der Strahlungskegel einer Basisstation niemals schulische Anlagen durchdringen soll und besondere Vorsicht bei Basisstationen bei Schulen, aber auch anderen sensitiven Gebieten empfohlen wird?

16.
Wie schätzen Sie die Aktivitäten der deutschen Forschung im gesamten Themenkomplex ein?

17.
Gibt es Ihrer Meinung nach Forschungslücken hinsichtlich des Zusammenhangs zwischen Mobilfunk und Gesundheitsgefahren, die durch die laufenden nationalen und internationalen Projekte noch nicht abgedeckt sind?

18.
Wie bewerten Sie die Möglichkeit der Co-Lokation von Sendern mehrerer Mobilfunkbetreiber an einem Standort hinsichtlich der potentiellen Auswirkungen auf die Gesundheitsgefahren?

D
Grenzwerteregelung in Deutschland und anderswo
1.
Inwieweit beinhalten die jetzigen Grenzwerte in Deutschland einen Vorsorgebereich?

2.
Basieren die deutschen Grenzwerte für Hochfrequenzfelder nur auf den thermischen (Wärme-)Wirkungen oder liegen ihnen auch athermische Wirkungen zugrunde?

3.
In welchen Ländern gibt es restriktivere Grenzwerte als in Deutschland und wie sehen diese im Einzelnen im Vergleich zu den deutschen aus?

4.
Geben Sie bitte eine Einschätzung über die Wirkung der aktuellen Grenzwerte in Italien, Österreich und der Schweiz auf den Betrieb von Sendeanlagen.

5.
Wie interpretieren Sie die höchstrichterliche Rechtsprechung, wonach „Risikovorsorge“ auch solche Schadensmöglichkeiten in Betracht ziehen (muss), die sich nur deshalb nicht ausschließen lassen, weil nach derzeitigem Wissensstand bestimmte Ursachenzusammenhänge weder bejaht noch verneint werden können und daher insoweit noch keine Gefahr, sondern nur ein Gefahrenverdacht oder ein Besorgnispotential besteht“ auf die Mobilfunktechnik?

6.
Welchen Faktor zur Grenzwertsenkung (spezifische Absorptionsrate, elektrisches Feld, magnetisches Feld) halten Sie für ausreichend, um einen flächendeckenden Mobilfunk zu ermöglichen und trotzdem einen vorsorgenden Gesundheitsschutz zu gewährleisten?

7.
Welche Auswirkungen hätte eine Grenzwertabsenkung um den Faktor 10 / 100 / 1 000 für Mobilfunkbetreiber, für Handy-Hersteller und für Elektro- und Elektronikgeräte im Haushalt allgemein, und wieviel Prozent der bestehenden Mobilfunkanlagen würden prozentual diesen Anforderungen nicht genügen können?

8.
Wie bewerten Sie die mögliche gesundheitliche Auswirkung gepulster Strahlung mit der 32fachen Amplitude im Spitzenwert im Vergleich zur nicht-gepulsten Strahlung, und wie bewerten Sie weitergehend

a)
die mögliche Gesundheitsgefährdung von UMTS als nicht-gepulste Strahlung im Vergleich zu den D- und E-Netzen?

b)
die Tatsache, dass die italienische Rechtslage keine Überschreitung für gepulste Strahlung enthält und trotzdem Mobilfunk flächendeckend betrieben wird?

E
Mobilfunk-Endgeräte
1.
Sollte für Mobilfunktelefone sowie für Schnurlos-Telefone nach dem DECT-Standard eine Kennzeichnungspflicht eingeführt werden? Welche Form der Kennzeichnung würden Sie vorschlagen, damit Laien ein Vergleich nach Strahlungsleistung und spezifischer Absorptionsrate von Handys ohne Zuhilfenahme von Listen der Stiftung Warentest u.a. Testern möglich ist, und wo halten Sie eine solche Kennzeichnung für sinnvoll – auf der Verpackung, in der Betriebsanleitung oder auf dem Gerät selbst?

2.
Halten Sie einen Warnhinweis auf potentielle Gesundheitsgefährdungen bei der Benutzung von Handys durch Kinder für angebracht und wenn ja, ab welchem Alter und in welcher Form?

3.
Ist die von den Betreiberfirmen eingegangene Selbstverpflichtung für die Kennzeichnung von Endgeräten ausreichend und wenn nein, warum nicht?

4.
Wie beurteilen Sie den Zwiespalt nach Endgeräten mit möglichst geringer Strahlungsintensität mit der Forderung nach möglichst wenig Basisstationen?

5.
Welche technischen Möglichkeiten gibt es schon heute, die Strahlungsintensität von Mobilfunktelefonen und Schnurlos-Telefonen nach dem DECT-Standard zu verringern?

6.
Gibt es in der Weiterentwicklung der Endgeräte noch genügend Spielraum für weitere Verbesserungen zur Absenkung von und zum Schutz vor Strahlung?

7.
Was ist unter „Bluetooth-Technik“ zu verstehen, welche Strahlung entsteht?
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